
28
28

Allesfresser  
und Habenichtse

Ein Foto macht Geschichte. Jenes Foto, aus dem Weltraum geschossen, zeigt die 
beleuchtete Erde, von Wolkenfeldern gesprenkelt und doch die Meere und die 
Kontinente klar sichtbar. Da ist sie, die eine Erde, unser aller Heimat. Das Bild vom 
blauen Planeten, mitgebracht von den Mondexpeditionen, löste die amerikanische 
und später dann weltweite Umweltbewegung aus. Der erste Earth Day im Jahr 
1970 brachte 20 Millionen Amerikaner auf die Straßen, und im Jahr 1972 zierte 
das Bild symbolhaft sowohl den Weltbestseller «Limits to Growth» wie auch das 
Emblem der Umweltkonferenz der Vereinten Nationen in Stockholm. 

Aber das Foto verzerrt die Wahrnehmung. Das Planetenfoto kommt ohne 
Menschen, ohne Kulturen, ohne Gesellschaften aus. Es begann das Narrativ vie-
ler Umweltberichte, wonach die Menschheit, also wir, der Erde gegenüberstehen. 
Aber wer ist «wir»? Kein Wunder, dass die Frage der Gerechtigkeit in den 70er 
Jahren keine Rolle spielt, weder die Kluft, die Süd- und Nordländer trennt, noch 
die Existenzrechte der Menschen, die direkt von der Natur leben. Höchstens noch 
die Ansätze einer Generationengerechtigkeit nach dem Motto «Wir haben die Erde 
von unseren Kindern geborgt» – im Rückblick von heute: eine monströse Pleite.

Dagegen hallte die Rede von Indira Gandhi in Stock-
holm nach, wonach die Armut die größte Umwelt-
verschmutzung sei. Spätestens dann platzte auch die 
Wunde in der Umweltpolitik und mit ihr die Frage 
nach der internationalen Gerechtigkeit. Norden 
gegen den Süden. Und es sollte so bleiben, bis zur 
Verkündung der Sustainable Development Goals im 
Jahre 2015, die für alle Nationen gelten; das Leitbild 
der nachholenden Entwicklung wurde sang- und 
klanglos beerdigt. Damals, beim «Erdgipfel» in Rio 
de Janeiro 1992, standen Umwelt und Entwicklung 
noch konträr zueinander, der Norden wollte Umwelt-
schutz, der Süden aber wollte Entwicklung. 

Entschärft wurde der Gegensatz durch ein neues 
Prinzip im Umweltvölkerrecht, nämlich die common 
but differentiated responsibilities. Das sprichwörtliche 
Ei des Kolumbus! Es sagt, dass alle Staaten verant-
wortlich sind für die globale Umweltzerstörung, doch 
keineswegs auf gleicher Stufe. Demzufolge verpflichte-
ten sich die Industrieländer, die ersten Schritte zu tun, 
etwa die Emissionen zu reduzieren und gleichzeitig 
die Finanzen aufzubringen, um die Verluste in den är-
meren Ländern auszugleichen. Das Tauziehen darüber 
zieht sich bis heute hin, besonders in den Konferen-
zen in der Folge der Klimarahmenkonvention. Einen 
ähnlichen, bis heute andauernden Streit gibt es auch 
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Wie verteilen wir Verantwortung für unseren Planeten auf alle Schultern?
Zwischen Nord und Süd? Innerhalb der Nationen?
Eine kurze Geschichte der Umweltgerechtigkeit 
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bei den Verhandlungen zur Biodiversitätskonvention, der zufolge die Gewinne, 
die sich aus der Nutzung biogenetischer Ressourcen ergeben, gerecht zu verteilen 
sind, und zwar zwischen den Nationen wie auch innerhalb jeder Nation. Um weit-
läufige Schutzgebiete ausweisen zu können, ist der Süden, reich an Biodiversität, 
überdies auf die finanzielle Umverteilung des Nordens angewiesen, der seinerseits 
die Mannigfaltigkeit des Lebens schon weitgehend vernichtet hat.

Die Definition von sustainable development, von nachhaltiger Entwicklung, wie 
sie die Brundlandtkommission 1987 vorlegte, half damals auch nicht viel weiter. 
Sie betonte die Gerechtigkeit zwischen den Generationen, die Gerechtigkeit inner-
halb einer Generation hingegen fiel unter den Tisch. Wessen und welche Bedürf-
nisse sollen befriedigt werden? Soll nachhaltige Entwicklung das Bedürfnis nach 
Wasser, Boden und wirtschaftlicher Sicherheit oder das Bedürfnis nach Flugreisen 
und Bankguthaben erfüllen? Geht es um Überlebensbedürfnisse oder Luxusbe-
dürfnisse? Denn die wirtschaftliche Spaltung in der Welt setzt sich in der ökologi-
schen fort. Mit dem Reichtum wächst der ökologische Fußabdruck und umgekehrt. 

Die wohlhabende Hälfte der Weltbevölkerung verursacht  
88 Prozent der Treibhausgasemissionen

So verursachte die wohlhabende Hälfte der Weltbevölkerung, also die Ober- und 
Mittelklassen aus Nordamerika, Europa, Asien und dem Mittleren Osten, im Jahr 
2019 sage und schreibe 88 Prozent der globalen Treibhausgasemissionen, während 
die andere Hälfte, also die Habenichtse, nur 12 Prozent der Emissionen verantwor-
tete. Welch ein gigantischer Unterschied! Allein die Konsum- und Investitionstä-
tigkeit der reichen 10 Prozent macht knapp die Hälfte der globalen Emissionen 
aus, während für die übrigen 90 Prozent der Weltbevölkerung noch die andere 
Hälfte übrigbleibt. Ohnehin hat die Nord-Süd-Trennung zwischen Staaten über-
lebt, spätestens mit dem Aufstieg der Schwellenländer wurde diese Spaltung auch 
innerhalb jeder Nation offenkundig.

Unter der diplomatischen Ebene erschallte in der Zivilgesellschaft der Ruf 
nach Umweltgerechtigkeit schon seit Ende der 70er Jahre. So protestierten nicht-
weiße Gemeinden in den USA gegen Diskriminierung durch höhere Umweltbe-
lastung, in Nordindien umarmten Frauen zuhauf Bäume im Zuge der Chipko-Be-
wegung, um diese vor kommerzieller Abholzung zu schützen. Tiefpunkte waren 
später die Morde an Chico Mendes 1988 im Amazonasgebiet durch Großgrund-
besitzer und an Ken Saro-Wiwa in Nigeria im Widerstand gegen den Ölkonzern 
Shell im Jahr 1995. Umweltschützer, vor allem im globalen Süden, leben bis heute 
gefährlich: 228 Morde im Jahre 2020, besonders in Südamerika. 

Darüber hinaus haben zahlreiche Bewegungen Umweltgerechtigkeit auf ihre 
Fahnen geschrieben. Man nehme nur La Via Campesina (Gründung 1992), verbrei-
tet in 80 Ländern unter Kleinbauern, Landarbeitern und Fischern, die Ernährungs-
souveränität und Agrarökologie fordern. Oder die Tierrechtsbewegung seit den 
80er Jahren, wonach Tiere Rechte haben und die Massentierhaltung deshalb abzu-
lehnen sei. Schließlich die Bewegung zur Klimagerechtigkeit: Ihr Slogan «System 
Change not Climate Change» (2007, Klimakonferenz auf Bali) hat ein Licht auf die 
systemischen Ursachen der weltweiten Ungleichheit geworfen, die mit dem Kli-
mawandel einhergeht – und damit auf die Industriemoderne, egal, ob kapitalisti-
sche oder sozialistische Systeme. Fridays for Future, Ende Gelände und Extinction 
Rebellion sind die Erben dieser Bewegung. Zuvor hatte sich der Weltkirchenrat 
in den 90ern für Umweltgerechtigkeit eingesetzt, mit der Enzyklika Laudato sí 
zog die katholische Kirche 2015 nach. Neuerdings kommt noch die Initiative Just 
Transition dazu, angestoßen von den Gewerkschaften, die sich für Arbeitsplätze 
im Zuge der Umstrukturierung zu einer nachhaltigen Wirtschaft starkmacht.

Ein Drittel der Weltbevölkerung lebt 
vom direkten Zugang zur Natur

Umweltgerechtigkeit hat nicht zuletzt eine rechtliche 
Bedeutung. Mit seiner Geburt erwirbt jeder Mensch 
ein fundamentales Gastrecht auf der Erde. Das ist 
der Kern der Menschenrechte. Ein Drittel der Welt-
bevölkerung lebt vom direkten Zugang zur Natur. Es 
bezieht Nahrung, Kleidung, Behausung, Medizin und 
auch Kultur unmittelbar aus den lokalen Naturräu-
men. Weil Savannen, Wald, Wasser, Ackerboden und 
auch Fische, Vögel oder Rinder für diese Gruppen 
unerlässliche Mittel zum Lebensunterhalt darstellen, 
hängen ihre Existenzrechte am Gedeihen dieser Öko-
systeme. Deshalb haben Dürren und Hurrikane auf-
grund der Erdüberhitzung eine menschenrechtliche 
Dimension, ebenso die Ausbeutung von Ressourcen 
zugunsten der Wohlhabenden in den Städten – wie 
Entwaldung und Überfischung sowie die 17 000 
Bergwerke und 50 000 Staudämme (über 15 m) welt-
weit. Immer wieder geraten die Natur-Lebensräume 
der Armen ins Visier der internationalen Ressourcen-
wirtschaft.

Dank der transnationalen Vernetzung der indige-
nen Völker ist es gelungen, jene Erklärung der Verein-
ten Nationen 2007 zu ertrotzen, die ihnen Gerech-
tigkeit hinsichtlich ihrer Territorien zusagt. Zudem 
schufen die Vereinten Nationen 2012 die Rolle eines 
Sonderberichterstatters für Menschenrechte und Um-
welt, was auch zum Erfolg führte: Ende 2021 wurde 
das Menschenrecht auf eine gesunde Umwelt offiziell 
anerkannt. Gewiss, Papier ist geduldig, aber dennoch 
können Verfehlungen gegen Klima und Biodiversität 
nun juristisch verfolgt werden. So hat ein holländi-
sches Gericht den Ölgiganten Shell im vergangenen 
Jahr dazu verurteilt, nigerianischen Bauern Wieder-
gutmachung zu zahlen, die Haus und Hof durch Rohr-
leitungslecks verloren hatten. Und die aufsehenerre-
gende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes, 
wonach die Bundesregierung die Freiheitsrechte der 
nachfolgenden Generationen nicht genügend berück-
sichtigt hätte, gehört ebenso in diese Linie der Rechts-
klagen, die gerade weltweit auflaufen. 

Um auf das Bild vom blauen Planeten zurück-
zukommen: Seine Symbolkraft wird sich nur dann 
erfüllen, wenn die Menschen auf dem Erdball von 
völkerrechtlichen Regeln zusammengehalten werden. 
Mit dem russischen Invasionskrieg gegen die Ukrai-
ne steht zu befürchten, dass die Weltordnung künftig 
nicht mehr durch ein multilaterales Regelwerk be-
herrscht wird, sei es noch so asymmetrisch, sondern 
durch einige Machtzentren, die vor Gewalt nicht zu-
rückschrecken. Es würde das Recht der Stärkeren gel-
ten und nicht die Stärkung des Rechts. Das lässt Böses 
für die Einheit der Menschheit ahnen, deren Symbol 
doch eigentlich das Foto vom blauen Planeten war.

Dr.  Wolfgang Sachs ist freier Autor und  
war Hochschullehrer und Forschungsleiter am  
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und 
Energie. 
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Anil Agarwal, Gründungsdirektor des 
Zentrums für Wissenschaft und Um-
welt (CSE) in Indien, war bei der ersten 
UN-Konferenz 1972 in Stockholm dabei 
und erzählte oft, dass die Seen der Gast-
geberstadt so stark mit Industrieab-
wässern verschmutzt waren, dass man 
einen Kamerafilm darin entwickeln 
konnte. Diese Seen sind heute wieder 
kristallklar. Man könnte also durchaus 
argumentieren, dass sich in den letzten 
50 Jahren viel getan hat. Aber nicht wirklich. Zwar haben die Länder 
erreicht, dass ihre Umwelt auf der lokalen Ebene sauberer geworden 
ist. Indessen haben sie jedoch immer mehr Emissionen in die Erdat-
mosphäre entlassen. 50 Jahre später geraten die Auswirkungen des 
Klimawandels außer Kontrolle. 

Im Vorfeld von Stockholm+50 haben wir es mit einer zuneh-
mend ungleichen Welt zu tun, in der sich Armut und Ausgrenzung 
verschärfen und die Risiken des Klimawandels nicht mehr nur die 
Armen, sondern auch die Lebenswelt der Reichen betreffen. Wenn 
die Welt den Jahrestag von Stockholm+50 begeht, muss sie das 
Problem nicht nur benennen, sondern auch den Weg in die Zukunft 
weisen. 

Sie muss zum Beispiel über Konsum und Produktion sprechen. 
Diesem Aspekt, diesem unangenehmsten aller Gespräche, können 
wir nicht mehr länger ausweichen. Der globale ökologische Rahmen 
ist ein Flickenteppich aus zahlreichen Abkommen – über Ozon, Kli-
ma und biologische Vielfalt bis hin zu Wüstenbildung und gefährli-
chen Abfällen. Beim Zusammenflicken dieses Rahmens wurde klar, 
dass sich das Handeln eines Landes über Grenzen hinweg auch auf 
andere auswirkt. Die Welt muss also auf globaler Ebene handeln, 
kooperativ vorgehen, weil wir voneinander abhängig sind. 

Aber zu dieser Zeit haben wir auch die Welthandelsorganisation 
(WTO) gegründet. Dass die ökologischen Regelwerke und die WTO 
einander entgegenwirken, haben wir nie richtig verstanden. Das von 
uns entwickelte Wirtschaftsmodell basiert auf einem Ausverkauf 
von Arbeit und Umwelt. Wir haben die Produktion dorthin verlegt, 
wo die Kosten dafür niedriger sind – und damit Überproduktion 
befeuert, da die Fertigung billiger ist und die Güter zu Wegwerfware 
geworden sind. Wir haben ferner dafür gesorgt, dass nun alle Länder 
an dieses Wachstumsmodell gebunden sind. Alle Länder wollen an 
dieser möglichst billigen globalen Fertigung teilhaben. Dabei leiden 
Umweltschutz und Arbeitsbedingungen. Die Armen der Welt stre-
ben danach, wohlhabender zu werden. Das bedeutet wiederum noch 
mehr Güter, Konsum und Abfall.

Heute hat COVID-19 diese unkontrollierte Praxis der Billig- 
und Massenproduktion und des ungezügelten Konsums zwar un-
terbrochen, aber das war nur ein vorübergehender Effekt. Wenn sich 
die Welt wieder erholt, haben wir die Wahl, es besser zu machen, 

«Werden wir der Natur  
dieses Mal gerecht.»

zumal uns COVID-19 Lehren erteilt 
hat, die wir nicht vergessen dürfen. 

Erstens haben wir den Wert von 
Wanderarbeitskräften erkannt, die bis-
lang unsichtbar waren und heute für 
die Industrie wesentlich geworden 
sind. Diese Arbeitskraft ist nach Hau-
se zurückgekehrt – nicht nur in Indien, 
sondern überall auf der Welt. Wir haben 
gesehen, wie sich das auf die Produkti-
on auswirkte. Die Industrie ist bereits 

sehr bemüht, ihre Arbeitskräfte zurückzuholen, und bietet bessere 
Löhne und bessere Arbeitsbedingungen. Das wird die Produktions-
kosten erhöhen. 

Zweitens verstehen wir heute den Wert von reiner Luft und 
gesunden Lungen – wir alle haben gespürt, wie der Lockdown die 
Umweltverschmutzung vermindert hat, und wissen es nun zu schät-
zen. Auch diese Investitionen in die Umwelt werden die Produkti-
onskosten erhöhen. 

Drittens verstehen wir den Wert von Investitionen in Land-
Agrar-Wasser-Systeme. Die Menschen sind in ihre Dörfer zurück-
gekehrt und bauen sich ihre Existenzgrundlage wieder auf. Es ist 
an der Zeit, dort zukunftsfähige, nachhaltige, naturfreundliche und 
gesundheitsfördernde Lebensmittelproduktionssysteme aufzubauen.

Viertens: Wir befinden uns jetzt in der Welt des Homeoffice. 
Wenn sich wieder eine neue Normalität einpendelt, werden wir 
hybride Systeme haben wollen, um mobil arbeiten zu können, mit 
weniger Wegezeiten, aber dennoch mit Interaktionen und Kollabo-
rationen, die unsere Welt bereichern. Dies wird auch das Konsum-
verhalten verändern. 

Und fünftens können sich Regierungen aufgrund ihrer ange-
spannten Finanzlage und steigenden Ausgaben keine Verschwen-
dung mehr leisten. Also werden sie in die Kreislaufwirtschaft in-
vestieren wollen – sie werden Wege finden müssen, um Abfälle zu 
verwerten und mit weniger mehr zu erreichen. 

All dies hat das Potenzial, unser Konsumverhalten und unsere 
Fertigungspraktiken grundlegend zu verändern. Wenn sich die Welt 
trifft, um den 50. Jahrestag unseres Dialogs über den Menschen und 
die Folgen seine Handelns für die Umwelt zu begehen, bietet sich die 
Gelegenheit, unserer Natur dieses Mal gerecht zu werden. Dieses 
Mal haben wir es mit der existenziellen Krise des Klimawandels zu 
tun, die uns allen deutlich vor Augen steht. Wir dürfen keine Zeit 
mehr mit Reden verschwenden. Das ist keine Option mehr.

Dr.  Sunita Narain ist Publizistin und Umweltschützerin.  
Sie ist Leiterin des Zentrums für Wissenschaft  
und Umwelt (CSE) in Indien und Herausgeberin der  
Zeitschrift Down To Earth.

T e x t :  S u n i t a  N a r a i n

Das letzte Wort Der besondere Tipp

Veranstaltungen
Babys machen? «Eizellspende» 
und Reproduktionspolitik
8.–29. Juni

Der CO2-Preis: Leitinstrument 
der Klimapolitik? (online)
15. Juni (Mi), 17.00 – 18.30 Uhr

(De)Koloniale Erinnerungen 
in der DDR (online)
21. Juni (Di), 17.00 – 19.00 Uhr 

Ausstellung: New Queer 
Photography
24. Juni– 21. August

Green Cities 2035: Klima-
neutrale Kommunen mit neuen 
Allianzen (online mit 
Livestream)
30. Juni (Do), 17.00 – 19.00 Uhr 

Öffentlichkeit, digitale 
Netzwerke und politische 
Kommunikation (online)
Berliner Brasiliendialoge: Die 
entscheidenden Wahlen in 2022
6. Juli (Mi), 18.00 – 20.00 Uhr

Atlas
Pestizidatlas
In immer mehr Ländern der Welt sind 
Pestizide inzwischen ein fester 
Bestandteil der landwirtschaftlichen 
Produktion. Die Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit, auf Tiere 
und Pfl anzen sind gravierend. Der 
Atlas präsentiert Daten und Fakten 
rund um das Thema Pestizide in der 
Landwirtschaft und zeigt, wie es 
besser ohne sie gehen würde. 
boell.de/pestizidatlas

Böll.Th ema 
Ich jetzt?
Klima, Gesellschaft, Politik – 
Verantwortung übernehmen
Ohne die Übernahme von Verantwortung 
ist eine freiheitliche Demokratie 
nicht möglich. Ob individuell und 
institutionell, privat, zivilgesell-
schaftlich, politisch, wirtschaft-
lich. Dieses Heft stellt u.a. 
Menschen vor, die Verantwortung 
übernehmen.
boell.de/thema

Böll.Fakten
Smarte Technologie gegen den 
Klimawandel
Maschinelles Lernen könnte Strategien 
zum Klimaschutz und zur Anpassung an 
den Klimawandel unterstützen. 
15 Fakten über Künstliche Intelligenz 
und ihre Bedeutung im Kampf gegen 
den Klimawandel.
boell.de/boell-fakten

Dossier
Ukraine
Der brutale russische Angriffskrieg 
gegen die Ukraine und seine Konse-
quenzen für die ukrainische Gesell-
schaft und die Zukunft Europas sind 
Gegenstand dieses Online-Schwer-
punkts. In loser Folge berichten oder 
kommentieren ukrainische Partnerinnen 
und Partner sowie grünnahe 
Stimmen aus Deutschland und Europa 
die aktuellen Entwicklungen.
boell.de/ukraine

Podcasts
Putins Krieg und die russische 
Zivilgesellschaft | Böll.Fokus
«Putins Krieg» ist auch ein 
Krieg gegen die russische Zivil-
gesellschaft – Repressionen, 
Memorial-Verbot, Einschränkung 
von Menschenrechten, Verhaftungen 
von Zivilistinnen und Zivilisten. 
Ein Blick nach Russland.

Bosnien-Forum 2022: Europas 
vergessene Verantwortung | 
Böll.Fokus
Vor 30 Jahren begann der Krieg in Bosnien. 
Heute haben die Menschen dort Angst, dass 
wieder militärische Konfl ikte beginnen 
könnten. Hat Europa die Region vergessen? 

Ungarn nach den Wahlen – der 
ewige Orbán? | Böll.Fokus
Orbáns Fidesz-Partei bekam 53 Prozent 
der Stimmen und kann zum vierten Mal in 
Folge mit einer verfassungsändernden 
Zweidrittelmehrheit regieren.

Wärmewende | Böll.Spezial
Die Wärmewende galt bisher als schlafende 
Riesin der Energiewende. Aus vielen 
Gründen ist es nötig, sie aufzuwecken. 
Wie es funktioniert und welche Voraus-
setzungen es braucht, besprechen wir in 
dieser Folge zur Wärmewende.
boell.de/podcasts

E-Paper
Analyse und Bewertung 
eines Strafzolls auf russische 
Öl- und Gasimporte

Von Steffen Bukold
boell.de/e-paper

böll.brief
Transformation der Automobil-
industrie: Was jetzt zu tun ist
boell.de/boellbrief
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